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Zur Frage der Berwaltungs-Gerichtsbarkeit in 


Ungarn ). 
I 


Der abſolute Stillſtand, der auf dem Gebiete der Verwaltungs- 
reform in Ungarn feit dem Ausbruch der Orientkriſe eingetreten iſt, ſoll 
nun eine erfreuliche Unterbrechung erfahren. Der Regierung gebührt 
das Verdienſt, die Initiative ergriffen zu haben in Betreff eines der 
vornehmſten und ſchwierigſten Probleme, welches den modernen Staat 
auf dieſem Gebiete bewegt ). Die Frage der Verwaltungs-Gerichts— 


) Vorſtehende im „Peſter Lloyd“ veröffentlichte Arbeit wurde uns von 
dem Autor, Herrn Dr. Julius Länczy, kön. ung. Miniſterialconeipiſt und Univer⸗ 
ſitäts⸗Docent, freundlichſt zur Reproduction eingeſendet. 

„) Die Zuſckrift, welche der kön. ung. Minifter des Innern in 
Betreff der Ver waltungs⸗Gerichts barkeit an die übrigen kön. Miniſte⸗ 
rien gerichtet hat, lautet in ihren Haupttheilen wie folgt: 

Die in Betreff der Verwaltungs⸗Gerichtshöfe (Gerichte) neuerer 
Zeit im Auslande, zumeiſt aber in Deutſchland entſtandenen Geſetze gehen in 
der Regel von dem Grundprineip aus, das jene Verwaltungs⸗Angelegenheiten, 
bezüglich deren die Verfügung oder Entſcheidung vom Geſichtspunkte des 
öffentlichen Intereſſes lediglich auf Zweckmäßigkeitsgründen beruht, aus⸗ 
schließlich den entſcheidenden Verwaltungsbehörden nach den feſtgeſtellten Appel⸗ 
lationsnormen vorbehalten werden und bezüglich ſolcher ausſchließlich eine bei 
den Verwaltungsbehörden einzubringende Beſchwerde platzgreifen kann; wogegen 
bei ſolchen adminiſtrativen Verfügungen oder Entſcheidungen, bei welchen durch 
ein Geſetz oder durch innerhalb des geſetzlichen Wirkungskreiſes erfloſſene Regie⸗ 
rungsverordnungen oder Munizipalſtatute garantirte Recht von Einzelnen 
oder von Corporatio nen berührt werden, die Einzelnen und die Corpora⸗ 
tionen berechtigt ſind, ſich an de Verwaltungsgerichte zu wenden und im Wege 
der Klage Abhilfe zu ſuchen, wenn ſie glauben, daß durch die adminiſtrativen 
Verfügungen oder Entſcheidungen dieſe Rechte verletzt werden. Nur dieſe letzteren 
als ſtreitige Verwaltungsſachen bilden einen Gegenſtand der Verwal⸗ 
tungs⸗Gerichtsbarkeit. 

Die von mir erwähnten Geſetze zählen zum größten Theile — ſo z. B. 
auch das neueſte preußiſche Geſetz (das „Competenzgeſetz“) eingehend und taxativ 
auf Grund der Specialgeſetze des betreffenden Staates auf, welche Sachen und 
Fragen rein als adminiſtrative zu betrachten find und bei welchen die Verwal⸗ 
tungs⸗Gerichtsbarkeit ſtatthaft iſt. 

Dies vorausgelaſſen, erſuche ich achtungsvoll Ew. Excellenz, diejenigen 
Angelegenheiten des Ihrer weiſen Leitung unterſtehenden Miniſteriums, bezüglich 


entfernt wir auch zur Stunde von 


barkeit iſt mit der jüngſten Circularnote an die Miniſterien officiell 
in das Arbeitsprogramm der Regierung aufgenommen worden und ſo 
der Löſung der großen Aufgabe 
ſtehen mögen: immerhin gereicht es uns zu aufrichtiger Genugthuung, die 
Gewißheit zu haben, daß jenes höchſte Poſtulat des Rechksſtaates ſich 
auch für Ungarn verwirklichen fol, daß die Verwirklichung dieſes Poſtu⸗ 


lats blos mehr eine Frage der Zeit iſt und daß die Arbeit an kom⸗ 
petenter Stelle factiſch in Angriff genommen wurde. 


Die hervorragende Bedeutung dieſer Thatſache für die Geſtaltung 
der ungariſchen Verwaltung, gewiſſermaßen für unſer geſammtes öffent⸗ 
lichen Leben, iſt evident. Mit der Frage der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit 
an fich ſtehen die höchſten Intereſſen der Executive und Verwaltung, die 
Garantien des Rechtes und der Freiheit des Individuums in engem 
Zuſammenhange. Doch bietet in den alten Culturſtaaten die Organiſirung 


der Verwaltungs⸗Gerichtsbarkeit nur eine Seite dieſer großen Fragen 


dar. Der ſelbſtbewußte Kampf um die Wahrnehmung dieſer Intereſſen 
datirt daſelbſt von viel länger her, als ſeit den Verſuchen zur DOrgani- 
ſirung der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit. Das Streben nach jenen Rechts- 
und Freiheitsgarantien prägt ſich dort in dem geſammten Organismus 
der Verwaltung aus; zum mindeſten iſt das Ringen nach dieſer Geſtaltung 


klar erkennbar. Der Verwaltungskörper ſelbſt bildet ein feſtgefügtes 


Syſtem und die organiſche Verbindung von Haupt und Gliedern mit 
einander iſt nirgends geſtört. Wo der Rechtscharakter der Verwaltung 
nicht traditionell aus dieſer ſelbſt herausgewachſen iſt, wie in England, 
dort handelte es ſich mit der Einführung der Verwaltungs⸗Rechtſprechung 
vorzüglich um die Einführung eines neuen Momentes in den Rahmen 
des beſtehenden Verwaltungsſyſtems, das ſich ſonſt voll bewährt hat, 
und deſſen Auſrechthaltung in allen Weſtſtaaten des Continents, in 
Frankreich, Preußen, Oeſterreich, trotz großer Umwälzungen, außer 
Frage ſtand. 

In Ungarn iſt der Stand der Dinge ein gründlich verſchiedener. 
Wir beſitzen kein organiſches, feſtgefügtes Verwaltungsſyſtem. Die 
Miniſterialverfaſſung des modernen ſelbſtändigen Ungarn hat ſich über— 
haupt noch keinen eigenartigen, organiſch gegliederten Verwaltungskörper 
geſchaffen. Die Kämpfe und Reformbeſtrebungen des modernen Ungarn 
galten in erſter Linie den Verfaſſungs fragen, in Betreff der voll: 
ziehenden Gewalt aber vorzüglich der oberſten Schichte der Verwaltung, 
den Centralbehörden. Als eigentliches Vollzugsorgan der inneren 
Verwaltung wurden die Gebilde einer vergangenen Zeit belaſſen, den 
veränderten Umſtänden mit Ausmerzung der ſchreiendſten Anomalien 


deren auf Grund unſerer beſtehenden Geſetze, giltigen Regierungs⸗ 
verordnungen und geſetzlichen Praxis bisher im adminiſtrativen 
Wege, und ſomit in höchſter Inſtanz von Ew. Excellenz die Verfügungen er⸗ 
gehen und die Entſcheidungen gefallt werden, dermaßen gefondert, je nachdem 
dieſelben im Sinne des Obigen rein adminiſtrative oder ftreitige Ver⸗ 
waltungsſachen find, taxativ aufzählen, beziehungsweiſe über dieſelben einen 
Ausweis anfertigen zu laſſen und mir denſelben behufs weiterem Gebrauche ſofort 
überſenden zu wollen. 
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nothdürftig angepaßt. Die Elemente des Verwaltungsrecht waren ſich die Regierung überhaupt auf den Standpunkt des Verwaltungs⸗ 


in dieſen avitiſchen Organismen überhaupt nur ſpärlich vertreten. Mit 


dem tiefen Zwieſpalt jedoch, der ſich in dem modernen Ungarn zwiſchen 


dieſen alten Selbſtverwaltungskörpern und ſeinem Miniſterialregime 
a la francaise geltend machte, mußte die Idee felbſt eines Verwaltungs⸗ 
rechtes ſchwinden. Denn welches iſt das Verhältniß, in dem die einzel⸗ 
nen Glieder unſerer Verwaltung zu einander ſtehen? In den Municipien 
macht ſich das Beſtreben geltend, die eigene Macht und Wirkſamkeit 
möglichſt weit auszudehnen und vor der Einmiſchung der Centralregie⸗ 
rung bewahrt zu erhalten. Dem entſprechend herrſcht ſeitens der Central- 
behörden das naturgemäße Streben, die discretionäre Gewalt der Regie⸗ 
rung ebenfalls auf das möglichſt Wirkſame und Weite auszubreiten. 
Nicht die Wahrung von Rechtsſchranken, ſondern die Ausdehnung der 
Machtſphären bildete bislang die innerſte Tendenz unſerer Verwaltung. 
Es gebrach eben an jenem Mittelglied, welches die Gegenſätze dieſes 
Conflictes verſöhnt hätte, die feſte Begrenzung deſſen, was den 
einzelnen Verwaltungs⸗Organismen unter einander und den 
gegenüber auf den einzelnen Gebieten des öffentlichen Rechtes zu⸗ 
ſtehe, was nicht: das Geſetz. Denn die ſeit 1867 geſchaffenen 
Geſetze enthielten blos die Grundzüge der Inſtitutionen und die flüch⸗ 
tige Andeutung der Competenzen. Die Anfänge einer ſyſtematiſchen, 
materiellen Verwaltungs-Geſetzgebung können füglich auf die Schöpfun⸗ 
gen des Jahres 1876 zurückgeführt werden. 

Unter ſolchen Umſtänden iſt es naturgemäß, daß von einer Ver— 
waltungs⸗ Gerichtsbarkeit aus dem einfachen Grunde keine Rede fein 
konnte, weil das Subſtrat derſelben, die Weſentlichkeit, ja das Bewußt⸗ 
ſein eines Verwaltungs rechtes, nicht vorhanden war. Die Erſchütterung, 
welche das öffentliche Rechtsbewußtſein unter einem ſolchen Zuſtande 
erleiden mußte, iſt evident und wird lange nicht zu überwinden ſein. 
Die thatſächlichen Rechtskränkungen und Schädigungen, denen das 
Individuum, der Bürger auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, der 
Verwaltung, zumeiſt ohne Verſchulden der einzelnen Vollzugsorgane 
als Ausfluß des herrſchenden Syſtems, ausgeſetzt war und noch zur 
Stunde ausgeſetzt iſt, ſind in unſer Aller Erinnerung und werden uns 
noch täglich vor Augen geführt. Das tiefe Unbehagen, das beklemmende 
Gefühl ob der Rechtsloſigkeit auf dieſem Gebiete, hat ſich bereits früh, 
ſchon zu Beginn der Siebziger Jahre, Luft gemacht, und als ein illuſtrer 
Staatsmann ) erklärte, daß unſere Verwaltung eine „aſiatiſche“ fer, 
hat er das rechte Wort in einem ganz anderen Sinne gebraucht, als 
ihm ſelbſt damals vorſchweben mochte. Sie war aſiatiſch, nicht blos 
weil ſie primitiv, läſſig, parteilich ignorant und unverläßlich war, ſondern 
weil ſie rechtlos und willkürhaft war. Es bedurfte einiger fernerer Jahre, 
bis die Erkenntniß dieſer klaffenden Lücke heranreifte. Es gereicht uns 
zur Genugthuung, bereits vor Jahren, gelegentlich des Entwurfes und 
der ſpäteren Errichtung des öſterreichiſchen Verwaltungs-Gerichtshofes, 
auf dieſelbe hingewieſen zu haben, unter den Erſten vielleicht die Erſten 
geweſen zu ſein, welche im Laufe des letzten Jahrzehnts Rechtsgarantien 
für die ungariſche Verwaltung gefordert haben. Was jedoch vor etwa 
einem Luſtrum als Steckenpferd einiger Ideologen galt, hat ſich ſeither 
im Leben, in der öffentlichen Meinung Bahn gebrochen. Comitate und 
k. Freiſtädte haben unter dem Druck der thatſächlichen Verhältniſſe, ge⸗ 
drängt von der Triebkraft rechtlich unlösbarer Conflicte, um die Schaffung 
eines rechtſprechenden Organs für die ſtrittigen Fragen des öffentlichen 
Rechtes, der Verwaltung bei der Geſetzgebung und bei der Regierung 
petitionirt. Einzelne und Körperſchaften haben ſich dieſer Bitte ange⸗ 
ſchloſſen, das Parlament hat bereits im März d. J. eine dahinzielende 
Reſolution gefaßt, — und die Regierung hat ſich den Anforderungen 
der Zeit nicht verſchloſſen, ſie bereitet fich vor, den laut gewordenen 
ernſten Wünſchen zu willfahren, ſie hat einen erſten Schritt gethan und 
ſteht wenigſtens am Anfang der Bahn. 

Wir begrüßen ſie auf dieſer Bahn. Nicht als ob uns bereits ein 
Erfolg, eine Inſtitution, etwa die Schaffung eines oberſten Verwaltungs⸗ 
Gerichtshofes vorſchwebte, deſſen Wirkſamkeit urplötzlich alle Uebel, an 
denen die Handhabung unſeres öffentlichen Rechtes in der Verwaltung 
krankt, ſaniren würde. Wir ſehen aus der bisherigen Initiative der 
Regierung überhaupt noch keine poſitive Schöpfung hervorgehen und 
eine ſolche Ausſicht erſcheint uns überhaupt untergeordnet zu ſein, ver⸗ 
glichen mit jener höheren Errungenſchaft, die wir darin erblicken, daß 


) Freih. Paul v. Sennyey, Rede, gehalten im ung. Abgeordnetenhauſe 
im October 1872. 


Bürgern. 


rechtes ſtellt, die Exiſtenz eines ſolchen proelamirt und daran geht, 
die Elemente eines ſolchen zuſammenzufaſſen, indem ſie gleichſam die 
„zerſtreuten Glieder“ desſelben von den einzelnen Miniſterien herein⸗ 
fordert. Von der beſruchtenden Kraft dieſes Princips erwarten wir 
höheren Gewinn, als von einem einzelnen Organ, welches blos der 
Ausfluß, eine Folge dieſes Princips ſein ſoll, obwohl wir auch die 
einſchneidende Bedeutung eines ſolchen Organs nicht ignoriren. Denn 
es iſt die höchſte Zeit, daß wir daran gehen, die Garantien eines 
unparteiiſchen, haltbietenden, ſtändigen Rechtes in unſer öffentliches Leben 
einzufügen. Die überkommenen Einrichtungen unſerer hiſtoriſchen Selbſt⸗ 


verwaltung gehen ihrem endgiltigen Verfalle entgegen. Die Uebermacht 


und Allgegenwärtigkeit des Staates mit ſeinen Nerven und Sehnen 
beginnt fich immer fühlbarer zu machen, den Körper der ungariſchen 
Geſellſchaft immer weiter und feſter zu umfaſſen. Das angebliche ge- 
waltige Correctiv des Parlamentarismus hat ſich in dieſer Rich— 
tung als Quelle großer Enttäuſchungen und neuer Uebel gezeigt, ſowohl 
bei uns, wie anderwärts auf dem Continent. Die Rechtsidee muß daher 
in der Verwaltung ſelbſt, in der Handhabung des öffentlichen Rechtes 
ſelbſt zur Geltung gelangen, ihre Garantien finden. Jeder Verſuch in 
dieſer Richtung wird jedoch in Ungarn zu dem Reſultate führen, daß 
die Begründung einer ſolchen Ordnung von dem Vorhandenſein eines 
definitiven, verläßlichen, planmäßig erdachten und ausgeführten Ver⸗ 
waltungs-Orgauismus bedingt ſei. Es iſt demnach unſere feſte Ueber— 
zeugung, daß die Fixirung eines Verwaltungsrechtes, die Organiſation 
einer Verwaltungs Gerichtsbarkeit unbedingt zur Reform und Neu- 
geſtaltung unſeres geſammten Verwaltungs-Organismus 
wird führen müſſen. Und auch dieſe Erwartung läßt uns die 
Initiative auf jenem Gebiete mit zweifacher Genugthuung begrüßen. 


II. 


Die Uebereinſtimmung der Anſichten über die Verwaltungs⸗ 
Gerichtsbarkeit iſt eine nahezu vollſtändige, ſo lange es ſich um jene all⸗ 
gemeinen Geſichtspunkte handelt, die wir dargelegt haben; um ſo größer 
und ſchärfer treten die Divergenzen und Gegenſätze hervor, ſowie die 
concrete Realiſirung, die Organiſation dieſer Judicatur in Betracht 
kommt. Und dieſe Divergenzen beziehen ſich auf die Grundlagen und 
die weſentlichſten Charakterzüge der Inſtitution ſelbſt. Es iſt ein Zeichen 
der geringen intellectuellen Regſamkeit unſeres öffentlichen Lebens, daß 
eine Frage, die allerwärts, wo ſie nur berührt, ihre Löſung auch 
nur in Ausſicht geſtellt wurde, Stoff und Anregung zu dem lebhaf⸗ 
teſten und vielſeitigſten Ideenaustauſch gab und zu einer nutzreichen 
Formulirung der verſchiedenſten Geſichtspunkte und Realiſirungs-Moda⸗ 
litaten führte, bei uns zu Lande an der öffentlichen Meinung nahezu 
ſpurlos vorüber zu gehen droht und allem Anſchein nach ausſchließlich 
der bureaukratiſchen Erledigung überlaſſen wird. Die Organiſirung der 
Verwaltungsjuſtiz in Preußen, die Errichtung der Verwaltungs-Gerichts⸗ 
höfe in Baden und Defterreich haben in den betreffenden Staaten eine ganze 
Literatur entſtehen laſſen, deren einzelne Producte ſich durch den abſoluten 
Werth ihres Gehaltes über die Gelegenheit ihrer Entſtehung hinaus lange und 
bleibende Geltung verſchafft haben. Hiebei hat ſich nicht nur die Sach— 
kenntniß und das höhere Verſtändniß der betreffenden Kreiſe geoffenbart 
— was ſich ja in dieſen Staaten längft bewährt hat — ſondern auch 
die geiſtige Freiheit, mit welcher die Männer der Verwaltung und 
ſonſtiger Staatsanſtellungen ihr Urtheil, welches den Regierungen nicht 
immer genehm ſein mochte, laut werden ließen. Hoffen wir, daß auch 
in Ungarn der vielleicht latente Ideenreichthum der berufenen Kreiſe zur 
Offenbarung gelangt und daß es auch an jener geiſtigen Freiheit nicht 
mangeln werde, ohne welche auf dieſem Gebiete nichts Erſprießliches 
erreicht werden kann. Denn Stoff und Gelegenheit zum Denken und 
Arbeiten iſt genügend geboten. 

Schon die etwas knapp gehaltene Aufforderung an die Miniſterien, 
„die Angelegenheiten ihres Reſſorts geſondert, je nachdem dieſelben rein 
adminiſtrative oder ſtreitige Verwaltungsſachen find, taxativ auf- 
zählen, beziehungsweiſe über dieſelben einen Ausweis anfertigen zu laſſen,“ 
enthält eine Aufgabe von entſcheidender Wichtigkeit und, ſetzen wir hin⸗ 
zu, von der größten Schwierigkeit. Es tritt hier die Anforderung an 
jedes einzelne Miniſterium heran, den Begriff der Verwaltungs- 
Rechtsſache, des Contentieux, genau feſtzuſtellen und durch die geſamm⸗ 
ten Agenden des Reſſorts durchzuführen. Das iſt ein tüchtiges Stück 
Arbeit adminiſtrativer Codification, denn die Materie der Verwaltungs⸗ 


Gerichtsbarkeit iſt überwiegend in den Reſſorts außerhalb des initiirenden 
Miniſteriums des Innern gelegen, wie dies auch die Praxis in Defter- 
reich beweiſt. So weit wir aus den Entſcheidungen des k. k. Verwal⸗ 
tungs⸗Gerichtshofes zu erſehen vermeinen, definden ſich daſelbſt die Fälle, 
welche aus dem ſpeciellen Wirkungskreiſe des Miniſteriums des Innern 
erfließen, in der Minderzahl. 

Für den ausgedehnteſten und wichtigſten Zweig der geſammten 
Verwaltung, für das Finanzweſen, erheiſcht dieſe ſcheinbar jo einfache 
Datenlieferung die Entſcheidung über eine ganze Reihe von principiellen 
Vorfragen. In welchem Maße ſoll das bisherige ausſchließliche Decernat 
der Finanzbehörden incluſive des Finanzminiſteriums getheilt und einer 
adminiſtrativen Rechtſprechung überwieſen werden, ohne die Wirkſamkeit 
der Steueradminiſtration zu hemmen und die Einheitlichkeit der Steuer- 
gebahrung zu ſtören? Inwiefern wären aus der Eompetenz des nur kurze 
Zeit beſtandenen Finanz⸗Obergerichtes Elemente in den Wirkungskreis 
einer allgemeinen Verwaltungs⸗Gerichtsbarkeit zu übertragen, wie die 
Competenz hinſichtlich der gegenwärtig bei den k. Gerichtshöfen zuſtän⸗ 
digen Finanzſachen feſtzuſtellen? Die Frage der Miteinbeziehung der 
rechtsſtrittigen Finanzſachen in den Organismus der allgemeinen Verwal⸗ 
tungs⸗Gerichtsbarkeit iſt eben noch immer controvers und muß bei jeder 
neuen Schöpfung beſonders entſchieden werden. Sind aber ſpecielle 
Fragen dieſer Art überhaupt zu entſcheiden, bevor die Principien der 
Organiſation, das Weſen der Juſtitution ſelbſt feſtgeſtellt iſt? Die bisher 
veröffentlichte und in dieſem Blatte mitgetheilte Currende der Regierung 
läßt darauf ſchließen, daß ſolche grundlegende principielle Feſtſtellungen 
noch nicht erſolgt ſeien, denn ſie bewegt ſich in weiteſter Allgemeinheit. 
„Verwaltungs⸗Gerichtsbarkeit“ iſt ein ſehr dehnbarer Begriff und man 
kann ſich darunter die verſchiedenſten Dinge und Geſtaltungen denken. 
Vor Allem darf nicht vergeſſen werden, daß eine numeriſch zwar ſchwach 
vertretene, doch ihrem Gewichte nach ganz reſpectable Schule die Zu— 
weiſung der ſtrittigen Verwaltungsſachen, deren Entſcheidung den voll- 
ziehenden Organen entzogen werden ſoll, inſofern ſie wirklich Rechts— 
fragen enthalten, an die ordentlichen Gerichte noch immer befür— 
wortet. Das poſitive Exempel Italiens in dieſer Richtung ſteht noch 
immer aufrecht. Der vornehmſte Verfechter dieſer Richtung in Deutſch— 
land, der badenſiſche Appellationsrath Schmidt, wurde feiner Anſchauung 
durch die mehrjährige Wirkſamkeit der Verwaltungsgerichte in ſeinem 
Heimatslande nicht abwendig gemacht, wie dies ſeine jüngſte Schrift 
über dieſes Thema neuerdings beweiſt. Auch die eingehendſte Arbeit, 
welche unſere Literatur über dieſes Thema aufzuweiſen Hat, *) nimmt 
dieſen Standpunkt ein, wobei ſpeciell hinſichtlich Ungarns der Umſtand 
wohl in Beiracht kommt, daß die ungarischen Gerichte ihrer inneren 
Tendenz und ihrer Tradition gemäß zu einer ſolchen Ausdehnung 
der richterlichen Competenz neigen, wir ſie in den wenigſten 
Staaten des Continents ſtatthaben mag — trotz des Mangels an pofi- 
tiven Geſetzen, vielleicht eben in Folge dieſes Mangels. Indeſſen haben 
wir allen Grund, der herrſchenden Strömung nach anzunehmen, daß 
die Regierung auf dem Standpunkte der Creirung einer beſonderen 
Verwaltungs-Gerichtsbarkeit fteht, auf einem Standpunkte, den wir 
im Allgemeinen theilten aus Gründen, die wir ſeinerzeit an dieſer 
Stelle des Weiteren erörtert haben und die wir gegenwärtig nicht wie⸗ 
derholen können. 

Und welche Geſtaltung ſoll dieſe beſondere Verwaltungs-Gerichts⸗ 
barkeit gewinnen? Sind doch grundverſchiedene Löſungen gegeben. Es 
ſtehen ſich hier insbeſondere zwei Richtungen gegenüber. Die eine will 
den Bau dieſer Verwaltungs-Gerichtsbarkeit von unten auf ausführen 
und gliedern, das Gebiet des Contentieux bereits von der erſten Inſtanz 
an von dem Wirkungskreiſe der gemeinen Verwaltungsorgane trennen. 
Die andere Richtung fürchtet in den Gang der Verwaltung ſtörend ein— 
zugreifen und fordert blos die Einſetzung eines oberſten Forums, wel⸗ 
ches in den ſtrittigen Fragen des öffentlichen und Verwaltungsrechtes 
den Schiedsspruch zu fällen habe. Es läßt ſich über beide Syſteme auf 
Grund allgemeiner Theorien und ſremdländiſcher Erfahrungen gar Vie⸗ 
les ſagen. Hier iſt es jedoch durchaus nicht um akademiſche Reſultate 
zu thun und die Frage muß mit Hinſicht auf die praktiſchen Erſorder⸗ 
niſſe Ungarns gelöſt werden. Wir ſelbſt haben uns ſeinerzeit, als wir 
an dieſer Stelle in einer Reihe von Artikeln die Einrichtungen Englands, 
Frankreichs und ſpeciell Preußens in Behandlung des Contentieux 


) Des Klouſenburger Univerſitäts⸗Profeſſor V. Concha Schrift über die 
Verwaltungs⸗Gerichtsbarkeit (in ungariſcher Sprache). Budapeſt. 1877. 
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ſtizzirten, für das Beiſpiel des letzteren Staates ausgeſprochen, welcher 
in der unterſten Inſtanz, im Kreiſe, durch Feſtſetzung eines contra⸗ 
dictoriſchen, in ſämmtlichen Momenten geſetzlich normirten Verfahrens, 
die wirkſamſte, weil unmittelbarſte Grwantie einer rechtlichen Entſcheidung 
bietet. Der weitere allmälige Ausbau dieſer Verwaltungs⸗Jurisdiction 
bis in die höchſte Inſtanz des oberſten Verwaltungs-Gerichtshofes er- 
ſcheint daſelbſt wie das natürliche Wachsthum aus tiefgebetteten Wurzeln 
— wobei uns das Künſtliche dieſer ſcheinbaren Naturwüchſigkeit wohl 
bewußt iſt. Es haftet zu viel von der Retorte Wagner-Gneiſt's daran, 
um den Glauben an eine ſpontane Entwicklung aufkommen zu laſſen. 

Nun fragt es ſich allerdings, ob die Elemente unſerer gegen: 
wärtigen Municipalverwaltung auch die genügende Summe von 
Intelligenz, Verläßlichkeit und ſittlicher Feſtigkeit darbieten, welche zur 
Organiſirung von neunzig Verwaltungsgerichten erforderlich wäre; 
dann ob jene Organiſirung überhaupt möglich ſei, ohne daß es nöthig 
wäre, zuerſt eine Reihe von Geſetzen zu ſchaffen, die Competenzen für 
das Gebiet der geſammten Staats- und Selbſtverwaltung feſtzuſetzen, 
und ob auch Ausſicht vorhanden ſei, daß eine ſolche Geſetzgebung im 
Laufe der nächſten Zeit zu Stande komme, ob wir überhaupt den Be— 
ruf zu einer ſolchen beſitzen? Es fällt uns nicht bei, dieſe ſchwerwiegenden 
Fragen im Rahmen dieſer flüchtigen Beſprechung auch nur andeutungs- 
weiſe beantworten zu wollen. Jedoch ſo gerechtfertigt einerſeits auch 
dieſer Peſſimismus erſcheinen dürfte, ſo iſt anderſeits auch zu bedenken, 
daß nichts bequemer ſei, als die Reſignation des Peſſimismus. Es 
bleibt noch erſt genau zu unterſuchen, ob die vielverketzerten Ver— 
waltungs-Ausſchüſſe ) mit ihrer Miſchung von municipalen und 
ſtaatlichen Beamten und gewähltem Laien-Elemente, etwa nicht bereits 
in der gegenwärtigen Geſtaltung unſerer Adminiſtration die Eignung 
beſäßen, einer Verwaltungs⸗Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz zur Anlehnung 
zu dienen. Der „Verwaltungs-Gerichtshof“ im engeren Sinne des Wor— 
tes würde dann blos die oberſte Appell-Inſtanz für die angefochtenen 
Entſcheidungen dieſer unteren Stelle bilden. Es wäre hiemit ein Organ 
von beſcheidenen Dimenſionen geſchaffen, welches unſeren übrigen 
Inſtitutionen vielleicht unſchwer anzupaſſen wäre und für die gerechte 
Erledigung der contentiöſen Fälle unbedingt wirkſamere Garantien bieten 


würde, als die beſtehende Ordnung. 


Allein allem Anſcheine nach handelt es ſich nicht um die Ent— 
ſcheidung geringfügiger adminiſtrativer Rechtsſtreitigkeiten der einzelnen 
Bürger, wenn die öffentliche Meinung in Ungarn nach einem Verwal—⸗ 
tungs⸗Gerichtshof drängt. Es ſcheinen ihr diesbezüglich ganz andere 
Geſichtspunkte vorzuſchweben. Sie denkt dabei vorzüglich an Conflicte des 
öffentlichen Rechts höherer Kategorie und ihr Augenmerk iſt beſonders 
auf jene Fälle gerichtet, welche das Gebiet des ſtrittigen Verſaſſungs⸗ 
rechtes ſtreifen, und politiſche Momente bergen. Es iſt der Drang, jenes 
Vakuum, welches auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes neben den 
allmächtigen Miniſterien und dem zweifelhaften Correctiv der parlamen— 
tariſchen Majoritätsbeſchlüſſe gähnt, durch einen neuen Factor auszu⸗ 
füllen, der an Anſehen und Machtbefugniß jenen dominirenden Gewalten 
ebenbürtig zur Seite ſtünde und ihnen eventuell entgegenzuwirken ver⸗ 
möchte. Wir laſſen es dahingeſtellt, das Maßloſe ſolcher Erwartung 
nachzuweiſen. Jedoch das Gefühl dieſer Leere beſteht thatſächlich. Die 
Errichtung einer beſonderen „Geſetzvorbereitungs-Kommiſſion“, welche 
ſich einige Jahre hindurch erhielt, um an dem Mangel eines eigentlichen 
Wirkungskreiſes zu verlöſchen, ſtand nicht außer Zuſammenhang mit 
jenem Geſühle. Der „Staatsrath“ der 1848er Geſetze iſt von Anfang 
an auf dem Papier geblieben, ſeine Realiſirung wurde niemals auch 
nur angeſtrebt, und doch hat ſich das Bedürfniß nach einer an den 
„Staatsrath“ (wenn auch nicht an den der 1848er Geſetze) mahnenden 
Inſtitution zu wiederholten Malen thatſächlich eingeſtellt. Die öffentliche 
Meinung Ungarns ſcheint daher der Schaffung einer Inſtitution mit 
möglich weiter Befugniß zuzuneigen, eines centralen Appellhofes für die 
ſtrittgen Fälle des geſammten öffentlichen Rechtes. Jedenfalls ſteht zu 
ermeſſen, ob einem Verwaltungs-Gerichtshofe für Ungarn nicht auch 
gewiſſe Competenzen des k. k. Reichsgerichtes übertragen werden 
ſollen. Bis zu einem Conseil d’etat wird ſich auch die kühnſte Phan⸗ 
taſie niemals verſteigen. 

Es iſt hier nicht am Platze darzuthun, welche Reihe der ſchwie⸗ 
rigſten Probleme ſich eröffnet, ſowie an die Entwerfung und Organi⸗ 
ſrrung einer ſolchen Inſtitution geſchritten werden fol. Hat doch die 


*) Aectivirt gegen Ende d. J. 1876. 


Frage der meritoriſchen oder blos 
allein in Hinſicht auf den öſterreichiſchen Verwaltungs-Gerichtshof eine 
Literatur geſchaffen. Ohne Zweifel werden fi) die Geiſter auch hierzu⸗ 
lande mit Ernſt und gewiſſenhaftem Fleiße der Prüfung dieſer Fragen 
widmen, ſowie die einzelnen Phaſen der Regierungsarbeit an die 
Oeffentlichkeit gelangen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anwendbarkeit der Feilbietungsordnung vom Jahre 1286 bei 
Jagdpachtlicitationen ). 

Am 26. März 1878 fand die Licitation der Gemeindejagd von 
V. ſtatt, welche J. v. W. um den Betrag von 200 fl. erſtand. Die 
Bezirkshauptmaunſchaft B. genehmigte den Licitationsact unterm 2. April 
1878, 3. 2725, gegen welche Verfügung die Gemeinde V. den Recurs 
ergriff, weil die Vorſchriften der Feilbietungsordnung vom Jahre 1786 
nicht beachtet worden ſeien. Die Bezirkshauptmannſchaft berichtete über 
Angabe des intervenirenden Beamten an die Landesſtelle, daß die 
Licitation, wie jede vorhergehende ähnliche Licitation, ohne Schriftführer, 
ohne Ausrufer und ohne Zuſchlaghammer, am Amtstage in K. vorge⸗ 
nommen wurde. Das Ausrufen geſchah nicht im Ausrufertone, ſondern 
im gewöhnlichen Sprechtone; jedoch laut genug, um von jedem im 
Zimmer Anweſenden verſtanden zu werden, wie dies mehrere Bürger 
aus K., welche zwar ſelbſt unbetheiligt, doch aus Intereſſe der Licitation 
beiwohnten, und als unbetheiligt, vom fungirenden Beamten am Ent- 
fernteſten geſtanden ſind, bezeugt haben. Was die Paufen zwiſchen den 
einzelnen Ausrufen betrifft, ſo waren fie jedesmal von lautloſer Stille 
begleitet und immerhin lang genug, daß noch ein Vadium hätte erlegt 
und beliebige Anbote hätten gemacht werden können. Ungebührlich 
lange zuzuwarten, um ſo mehr bei vorausſichtlicher Zweckloſigkeit, ſchien 
angeſichts der zahlreichen Parteien auf jenem Amtstage nicht zuläſſig. 
Vor dem dritten Ausruſe wurde Herr Gf. H. ausdrücklich gefragt, 
ob er nicht mehr biete, da er ja der einzige Mitlieitant war; er ſchwieg 
jedoch, da er ſich bereits über einen mit Herrn J. v. W. abzuſchließenden 
Afterpachtvertrag geeinigt hatte. Herr J. v. W blieb ſomit Erſteher um 
den Ausrufpreis, was übrigens bei den gegebenen Verhältniſſen voll- 
kommen billig erſchien. 

Die Landesſtelle gab unterm 29. April 1878, 3. 5947, dem 
Recurſe keine Folge, nachdem die Feilbietungsordnung vom 15. Juli 
1786 auf Jagtpachlicitationen keine Anwendung finde. 

Auch das k. k. Ackerbanminiſterium gab laut Erlaſſes vom 
25. Juni 1878, 3. 6232, dem Miniſt.⸗Recurſe der Gemeinde V. ge- 
gen die obige Statthalterei-Entſcheidung keine Folge, weil bei der ange- 
fochtenen Jagdlicitation die Vorſchriften der Miniſteralverordnung vom 
15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, über Jagdlicitationen und 
auch die weſentlichen Vorſchriften der Feilbietungsordnung vom 15. Juli 
1786 gewahrt wurden und durchaus kein Grund vorliegt, anzunehmen, 
daß die Zuziehung eines befugten Ausrufers, die Anwendung eines höl⸗ 
zernen Hammers u. ſ. w. ein anderes Licitationsergebniß herbeigeführt 
hätten, zumal außer dem Erſteher und dem Gf. H. kein anderer Lici⸗ 
tant durch Erlegung eines Vadiums ſich gemeldet hat, letzterer aber von 
dem erfolgenden Zuſchlage nach dem Amtsberichte der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft vorher in Kenntniß geſetzt wurde. F. K. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. II. Quartal. 
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kaſſatoriſchen Entſcheidung 


45. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. März 1879, betreffend 
die Errichtung des Bezirksgerich des Zloty⸗Potok in Oſt⸗Gal zien. 

46. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. März 1879, betreffend 
die Auflaſſung des Bezirksgerichtes Jazlowiee in Oſt⸗Galizien. 

47. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. März 1879, betreffend 
die Verlegung des Amtsſitzes des Bezirksgerichtes von Uscieczko nach Tluſte, 


dann die Zuweiſung mehrerer Gemeinden zu dem Gerichtsbezirke von Zaleszezyki 


Neichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 


und Länder. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 1. April. 
44. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 26. März 1879, in 
Betreff des Beſchluſſes des Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung vom 


30. Auguſt 1878, wodurch mit Beziehung auf den § 14 des Grundgeſetzes 


über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 (R. G. Bl. Nr. 141) die 
Gewährung der Portofreiheit für gewiſſe Corre ſpondenzen geſtattet wird. 


) Siehe auch Nr. 26 v. J. 1879, S. 122, dieſer Zeitſchrift. 


in Oſt⸗Galizien. 
48. Geſetz vom 30. März 1879, durch welches das vom 19. April 


1872 (R. G. Bl. Nr. 63), betreffend die Vergütung der Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 


auslagen der Mitglieder der Landes- und Bezirksſchulräthe, abgeändert wird. 
XX. Stück. Ausgeg. am 9. April. 

49. Geſetz vom 22. März 1819, betreffend die Rückzahlung des auf Grund 
des Geſetzes vom 16. Juli 1871 (R. G. Bl. Nr. 71) den in Tachan durch 
Ueberſchwemmung Beſchädigten aus Staatsmitteln gewährten Darlehens. 

50. Geſetz vom 30. März 1879, betreffend die Theilung von Gebäuden 
nach materiellen Antheilen. (Giltig für das Gebiet, in welchem das allgemeine 
Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 1871 [R. G. Bl. Nr. 95) in Wirkſamkeit ſteht.) 

51. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 2. April 1879, betreffend 
die Bewilligung zur Ausfuhr von Bier gegen Steuerrückvergütung. 

52. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 8. April 1879, betreffend die Einſchränkung der mit der Verordnung 
vom 1. Februar 1879 (R. G. Bl. Nr. 15) gegenüber Rußland anläßlich der 
Peſtgefahr verfügten Waaren-Einfuhr⸗ und Durchfuhrverbote. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 16. April. 

53. Geſetz vom 25. März 1879, betreffend die Rückzahlung der auf 
Grund des Geſetzes vom 10. Juni 1872 (R. B. Bl. Nr. 75) den durch Ueber⸗ 
ſchwemmungen im Frühjahre 1872 heimgeſuchten Gegenden des Königreiches 
Böhmen aus Staatsmitteln gewährten Vorſchüſſe. 

54. Geſetz vom 6. April 1879, betreffend Abänderungen des Geſetzes 
vom 24. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 88) über die Regelung der Grundſteuer 
und die Aufhebung des Geſetzes vom 15. December 1875 (R. G. Bl. Nr. 154). 

XXII. Stück. Ausgeg. am 30. April. 

55. Verordnung der Minifter für Cultus und Unterricht und der Finanzen 
vom 3. April 1879, betreffend die behördliche Genehmigung jener Bauführungen, 
wegen welcher ein Anſpruch auf Herabminderung des Religionsfondsbeitrages 
geſtellt wird. 

56. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 10. April 1879, betreffend 
die Ermächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe in Weidenau zur Austritts⸗ 
behandlung von Bier. 

57. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 15. April 
1879, wodurch das Uebereinkommen zwiſchen der k. k. öſterreichiſchen und der 
königl. ſächſiſchen Regierung, betreffend die Regelung der Perſonalſtandes, dann 
der kirchlichen und Schulverhältniſſe der auf königl. ſächſiſchem Gebiete in Ver⸗ 
wendung ſtehenden öſterreichiſchen Zoll- und Eiſenbahn-Bedienſteten, kund⸗ 
gemacht wird. 

58. Geſetz vom 28. April 1879, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes während 
des Monates Mai 1879. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 2. Mai. 

59. Geſetz vom 15. April 1879, betreffend die Einverleibung des durch 
Artikel XXIX, 3. Abſatz des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1873 bezeichneten 
Gebietes in Dalmatien. 

60. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. April 1879, betreffend 
die Zuweiſung des Gebietes von Spizza zum Sprengel des Bezirksgerichtes 
Budua und des Kreisgerichtes Cattaro. 

61. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 1. Mai 1879, 
betreffend die Aufhebung der anläßlich der Peſtgefahr verfügten Beſchränkungen 
rückſichtlich des Uebertrittes der Reiſenden aus Rußland und Bulgarien über 
die Grenzen der Monarchie. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 6. Moi. 

62. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 4. Mai 1879, betreffend 

die Zuweiſung des Gebietes von Spizza zum Steueramtsbezirke Budua. 
XXV. Stück. Ausgeg. am 10. Mai. 

63. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 14. Apr il 
1879, mit welcher eine proviſoriſche Abänderung des $ 96 der evangeliſchen 
Kirchenverfaſſung verlautbart wird. 

64. Geſetz vom 23. April 1879, betreffend die Regulirung des Erſch⸗ 
fluſſes von der Paſſermündung bis Sacco. 
| 65. Geſetz vom 7. Mai 1879 über die Regiſtrirung der Seehandelsſchiffe 


XXVI. Stück. Ausgeg. am 16. Mai. 


66. Welt⸗Poſtverein vom 1. Juni 1878, geſchloſſen zwiſchen Oeſterreich⸗Un⸗ 
garn, Deutſchland, der Argentiniſchen Republik, Belgien, Braſilien, Dänemark und 
den Däniſchen Colonien, Egypten, Spanien und den Spaniſchen Colonien, den 
Vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika, Frankreich und den Franzöſiſchen 
Colonien, Großbritannien und verſchiedenen Colonien, Britiſch⸗Indien, Canada, 
Griechenland, Italien, Japan, Luxemburg, Mexiko, Montenegro, Norwegen, 
den Niederlanden und den Niederländiſchen Colonien, Peru, Perſien, Portugal 
und den Portugieſiſchen Colonien, Rumänien, Rußlond Serbien, Salvador, 
Schweden, Schweiz und der Türkei. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 

67. Kaiſerliches Patent vom 22. Mai 1879, betreffend die Auflöſung 
des Hauſes der Abgeordneten des Reichsrathes und die Vornahme der Neu⸗ 
wahlen für dasſelbe. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 27. Mai. 
68. Finanzgeſetz für das Jahr 1879, vom 22. Mai 1879. 


XXIX. Stück. Ausgeg. am 28. Mai. 

69. Geſetz vom 21. April 1879. (Vorſchuß an die k. k. priv. Mähriſche 
Grenzbahn.) 

70. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. Mai 
1879, betreffend die Höhe des Schulgeldes an den Staatsmittelſchulen in Wien. 

71. Kundmachung des Handelsminiſters vom 7. Mai 1879, über 
das Erlöſchen der Conceſſion vom 6. Oetober 1872 (R. G. Bl. Nr. 158) für 
die Eiſenbahn Troppau⸗Vlarapaß. 

72. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 9. Mai 1879, betreffend 
die Abänderung einiger conceſſi onsmäßiger Tarifbeſtimmungen der k. k. priv. 
Leoben⸗Vordernberger Eiſenbahn. 

73. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 11. Mai 1879, betreffend 
die Zuweiſung des Gebietes von Spizza zum Bezirke des Hafen⸗ und See⸗ 
ſanitäts⸗Capitanates von Megline. 

74. Verordnung der Miniſterien der Juſtiz und der Finanzen und des 
oberſten Rechnungshofes vom 14. Mai 1879, betreffend die Ermächtigung des 
Wiener Civilgerichts⸗Depofitenamtes zur Beiſchaffung neuer Coupons zu den in 
gerichtlicher Verwahrung befindlichen Werthpapieren. 

75. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 26. Mai 1879, über die 
Maßſtäbe der zu verſteuernden täglichen Leiſtungsfähigkeit der Saftgewinnungs⸗ 
Apparate für die Rübenzucker⸗Beſteuerung in der Betriebsperiode 1879/80 und 
über das Maß der Sicherſtellung für eine allenfällige Rübenzuckerſteuer⸗Nach⸗ 
zahlung. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. 

76. Verordnung der Miniſter der Juſtiz und der Finanzen vom 14. Mai 
1879, in Betreff der Competenz der Steueräm ter bei Durchführung von Real⸗ 
executionen zur Einbringung rückſtändiger Gebühren von Rechtsgeſchäften. Ur⸗ 
kunden, Schriften und Amtshandlungen. 

77. Geſetz vom 20. Mai 1879, betreffend die Errichtung des Friedrich 
Graf Thun⸗Hohenſtein'ſchen Pecuniar⸗Fideicommiſſes. 

78. Geſetz vom 20. Mai 1879, wodurch die Bewilligung zur Vereinigung 
der Realitäten Albigowa, Wyſoka und Kraczkowa albigowska mit dem Lancuter 
gräflich Potocki'ſchen Fideicommiſſe in Galizien ertheilt wird. 

79. Geſetz vom 26. Mai 1879, betreffend die Anwendung des § 5 des 
Geſetzes vom 6. April 1870 (R. G. Bl. Nr. 42) zum Schutze des Brief⸗ und 
Schriftengeheimniſſes auf Fälle der Des inficirung von Briefen. 

80. Geſetz vom 27. Mai 1879, betreffend die Begünſtigung der aus Anlaß 
des fünfundzwanzigſten Jahrestages der a. h. Vermählung errichteten Stiftungen 
rückſichtlich der Stempel⸗ und Gebührenpflicht. 

81. Geſetz vom 27. Mai 1879, über die Veräußerung von unbeweglichem 
Staatseigenthume. 

82. Verordnung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 30. Mai 1879, betreffend neue Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufnahme von Prakticanten für den Staatsbaudienſt, die 
Erlangung einer beſoldeten Anſtellung in demſelben, und die Prüfung für den 
Staatsbaudienſt. 

83. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 1. Juni 1879, wegen 
Behandlung der Rectificir⸗Apparate bei der Pauſchalirung der Branntweinſteuer 
nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes. 


XXXI. Stück. Ausgeg. am 17. Juni. 


84. Geſetz vom 26. Mai 1879, betreffend die Begünſtigungen für die 
Unternehmung der Bewäſſerung des Gebietes von Monfalcone. 


189 


85. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. Mai 1879, betreffend 
die Errichtung des Kreisgerichtes Wadowice im Königreiche Galizien und 
Lodomerien. 

86. Geſetz vom 1. Juni 1879, betreffend den Ausbau der Donau⸗Uferbahn. 

87. Geſetz vom 1. Juni 1879, betreffend die Secundärbahn Chodau⸗Neudek. 

88. Geſetz vom 1. Juni 1879, betreffend die Secundärbahn Caslau⸗ 
Zawratetz. 

89. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 10. Juni 1879, betreffend 
die Errichtung einer zollämtlichen Expoſitur am Bahnhofe zu Predeal. a 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 25. Juni. 

90. Poſtvertrag zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Griechenland vom 
4./16. December 1878. 

XXCWIII. Stück. Ausgeg am 30. Juni. 

91. Geſetz vom 8. Juni 1879, betreffend die Rückzahlung der auſ Grund 
des Geſetzes vom 3. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 77) den im Jahre 1873 in 
Joachimsthal durch Brand Beſchädigten aus Staatsmitteln gewährten unver⸗ 
zinslichen Vorſchüſſe. 

92. Geſetz vom 20. Juni 1879, betreffend die Erhöhung der Staats⸗ 
garantie für die Kaſchau⸗Oderberger Bahn. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 9. Mai. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 22. April 1879, 8. 12.502, betreffend das Verbot des 
Hauſirhandels im Kurgebiete von Baden während der Dauer der Kurſaiſon. 

29. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 25. April 1879, Z. 2928-Pr., betreffend die vollzogene 
Neuconſtituirung der im politiſchen Bezirke Korneuburg gelegenen Ortsgemeinde 
Mollmansdorf. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 30 Mai. 

30. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 6. Mai 1879, Nr. 14.456, betreffend die Zuweiſung der 
außerhalb des Verbandes einer israelitiſchen Cultusgemeinde in Niederöſterreich 
lebenden Israeliten in Eheangelegenheiten zu beſtimmten Cultusgemeinden. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 4. Juni. 

31. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 17. Mai 1879, Z. 15.589. (Nachtrag zu dem Reiſe⸗ 
und Geſchäftsplane für die Controlscommiſſion der dauernd Beurlaubten und 
Reſervemänner). 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 
Nachtrag zum I. Quartal. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 22. März. 

12. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Oberöſterreich vom 3. März 
1879, 3. 2300, betreffend die Concurrenzbildung für die Eiſenbahn⸗Zufahrts⸗ 
ſtraße zum Bahnhofe Eberſchwang der Salzkammergut⸗Bahn. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich ob der Enns vom 
8. März 1879, Z. 589 Präſ., wodurch ein bei der Verlautbarung des Geſetzes 
vom 30. April 1870, betreffend den Schutz der für die Bodencultur nützlichen 
Vögel, unterlaufener Fehler berichtigt wird. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 22. April. 
13. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 10. April 
1879, Z. 1648, betreffend die Bewilligung zur Abhaltung eines Viehmarktes 
in der Gemeinde Pfarr⸗Werfen. 
IX. Stück. Ausgeg. am 27. Mai. 
14. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 20. Mai 
1879, Z. 2310, betreffend die Einhebung einer Hundetaxe in der Marktgemeinde 
Saalfelden. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier⸗ 
mark. 


IV. Stück. Ausgeg. am 1. April. 
9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 28. März 1879, mit welcher 
der abgeänderte Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung des 
Jahres 1879 verlautbart wird. 


V. Stück. Ausgeg. am 3. Juni. 
10. Kundmachung des k. k. ſteierm. Landesſchulrathes vom 15. Mai 
1879, in Betreff der Maturitäts⸗Prüfungstaxe. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
VII. Stück. Ausgeg. am 5. April. 

12. Kundmachung der k. k. Poſt⸗Direction in Graz vom 27. März 

1879, 3. 4575, betreffend d ie Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommer⸗ 


ſemeſter 1879. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 29. Juni. 


13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 21. Juni 
1879, Z. 4503, betreffend die Uebertragung der dem Franz Samek verliehenen 
Conceſſion zum Bezuge von Mauthgebühren an der Draubrücke bei Feiſtritz 
nächſt Paternion an die dermaligen Inhaber dieſer Brücke Joſef Götz und 
Jacob Cavallar. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
V. Stück. Ausgeg. am 2. April. 

12. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain vom 28. März 
1879, Z. 637. Pr., betreffend die für die Erforderniſſe des krainiſchen Grund⸗ 
entlaſtungsfondes für das Jahr 1879 Allerhöchſt genehmigte Landesumlage und 
die Befreiung der Bezüge der Volksſchullehrer von den Grundentlaſtungszuſchlägen 
zu der auf dieſe Bezüge entfallenden Einkommenſteuer. 

VI. Stück. Ausgeg. am 11. April. 

13. Geſetz vom 9. März 1879, mit welchem einige Beſtimmungen des 
Landesgeſetzes vom 25. Februar 1870, L. G. B. Nr. 11, betreffend die 
Schulaufſicht, des Landesgeſetzes vom 29. April 1873, L. G. B. Nr. 21, zur 
Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen 
Volksſchulen im Herzogthume Krain, und des Landesgeſetzes vom 29. April 
1873, L. G. B. Nr. 22, zur Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes 
an den öffentlichen Volksſchulen des Herzogthumes Krain abgeändert und 
ergänzt werden, wirkſam für das Herzogthum Krain. 

VII. Stück. Ausgeg. am 6. Juni. 

14. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 31. März 
1879, 8. 2363, betreffend die Eidesablegung des autoriſirten Civil-Ingenieurs 
Ferdinand Klemendid. 

15. Verordnung des k. k. Landespräſidenten in Krain vom 8. April 
1879, Z. 2421, betreffend die techniſche Aſſiſtenz der k. k. Aichbedienſteten bei 
den gemeindeämtlichen Reviſionen der Maße und Gewichte. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illiriſche 
Küſtenland. 
VI. Stück. Ausgeg. am 11. April. 

9. Geſetz vom 4. März 1879, giltig für die gefürftete Grafſchaft Görz 
und Gradiska, betreffend einige Abänderungen der Landesgeſetze vom 10. März 
1870, Nr. 18, und vom 16. October 1875, Nr. 28 (L. G. B.). 

10. Kundmachung der k. k. Poſt⸗Direction für das Küſtenland und Krain 
in Trieſt vom 27. März 1879, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes vom 
1. April bis Ende September 1879. 

VII. Stück. Ausgeg. am 16. Mai. 
11. Geſetz vom 21. April 1879, über die Theilung der Gemeindegründe 


von Tomacevica. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 7. Juni. 


12. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 28. Mai 1879, 
betreffend das Verbot des Fiſchfanges mit der Pflanze „Euphorbia“. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
V. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. 

18. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 30. März 1879, (8. 5407-- 
Gewerbe), betreffend die Competenz zur Ausſtellung von Verwendungszeugniſſen 
für die mit Vertrag angeſtellten Aichmeiſter. 

19. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 3 April 1879 (3. 5600— 
Militär), betreffend einige Berichtigungen der Marſchroutenkarte hinſichtlich der 
Vorſpannsleiſtungen für das k. k. Heer, die Landwehr und die Gendarmerie. 

20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 7. April 1879, (Z. 690-- 
Präſ.), betreffend die Competenz zur Disciplinar⸗Behandlung der bei der Grund⸗ 
ſteuerregulirung verwendeten Cataſtralbeamten. 

21. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. April 1879 (3. 6576— 
Geiſtlich), betreffend den Vorgang in Bezug auf Bauführungen bei Objecten, 
welche vom Religionsfondsbeitrage getroffen werden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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22. Abdruck von Nr. 64 R. G. Bl. 

23. Gefetz vom 23. April 1879, betreffend die Regulirung des Etſchfluſſes 
von der Paſſermündung bis Sacco. 

24. Gefetz vom 23. April 1879, betreffend die Regulirung des Etſchfluſſes 
von der Paſſermündung bis unterhalb der Eiſackmündung. 

25. Geſetz vom 23. April 1879, betreffend die Regulirung des Ercchfluſſes 
von Gmund bis Maſetto. 

26. Geſetz vom 23. April 1879, betreffend die Regulirung des Etſchfluſſes 
von der Eiſenbahnbrücke in St Michele bis Sacco. 

27. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 2. Mai 1879 (3. 6429 
— Militär), betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen der Beſtimmungen 
über die Nachweiſung und Evidentſtellung der Zahl und Beſchaffenheit der Pferde 
(Tragthiere) zu Militärzwecken. 

28. Kundmachung des k. k. proviſoriſchen Landesſchu lrathes für Tirol 
vom 3. Mai 1-79 (8. 7214), betreffend die Betheilung von Schülern an Volks⸗ 
und Bürgerſchulen mit Jugendſchriften. 

29. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 6. Mai 1879 (3. 7133 
— Stipendien), betreffend die Cumulirung von Studentenſtipendien für Mittel- 
und Hochſchulen. 

30. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 8. Mai 1879 (3. 7535 

Stipendien), betreffend die Gebührenentrichmung von Studenten⸗Stipendien⸗ 
ſtiftungen. 

31. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 8. Mai 1879 (3. 1743 
— Rechn.⸗Dep.), betreffend die Gebühren für die Fahrten zu und von den 
Bahnhöfen bei gemeinſchaftlichen Dienſtreiſen der Beamten. 

32. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Mai 1879 (Z. 8466 
— Stipendien), betreffend die für Studirende der Technik aus Vorarlberg errich⸗ 
teten Staatsſtipendien. 

33. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 3. Juni 1879 (8. 9102 
— Stipendien), betreffend den Genuß von Privatſtipendien von Seite jener Stu⸗ 
direnden, welche eine im Auslande oder innerhalb der Länder der ungariſchen 
Krone gelegene Hochſchule beſuchen. 


VI. Stück. Ansgeg. am 18 Juni. 
34. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 1. Juni 1879 (8. 8334 — Sani⸗ 
tat), betreffend die Einrichtung der Todtenbeſchau in Vorarlberg. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den bisherigen Miniſter des kaiſ. Hauſes und des 
Aeußern Julius Grafen Andrä ſſy v. Esik⸗Szent⸗Kiraly und Kraſzna⸗ 
Horka unter wärmſter Anerkennung ſeiner aufopferndeu Dienſtleiſtung ſeines Poſtens 
enthoben und an deſſen Stelle den a. o. Gefandten Heinrich Karl Freiherrn v. 
Haymerle ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des Aeußern Johann Freiherrn Falke v. Lilienſtein den Titel und Charakter 
eines Seetionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des Aeußern Julius Ritter v. Nadher ny das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens 
und den Sectionsräthen Joſef Pelz und Candido Calvi den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe, allen taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hof⸗ und Miniſterialſecretären im Miniſterium 
des Aeußern Dr. Ernſt Khu und Emerich v. Pechy den Titel und Charakter 
von Sectionsräthen taxſrei verliehen. a 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne 
Adolf Kaſchenreuther in Nikolsburg anläßlich deſſen Penſionirung den Orden 
der eifernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Directionsadjuncten im Miniſterium des 
Aeußern Adam Ritter v. Tuſtanowsky das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben deu Handelsmann Johann Barnard in Glouceſter 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte der Brünner Landes⸗Kranken⸗ 
anſtalt Johann Pohl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Vincenz Gort on zu Straßburg 
in Kärnten das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften in Oberöſterreich 
in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Linz 
in der eilften Rangsclaſſe, bis 28. November. (Amtsbl. Nr. 235). 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Be hörden in Steiermark in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine k. k. Statt halte reikanzliſtenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 238). 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in Krain mit der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell eine adjutirte Baupraktican tenſtelle bis Ende October. 


(Amtsbl. Nr. 239). 


Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


